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Geſetz⸗-Sammlung 
fuͤr die W 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 16. —— 


(Nr. 2830.) Allerhoͤchſte Beſtaͤtigungsurkunde vom 8. März 1847., für den Nachtrag zum 
Statut der Stargard-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft vom 4. Maͤrz 1846. 
in Betreff der Zinsgarantie des Aktienkapitals von Seiten des Staats. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. n 


haben Uns bewogen gefunden, zur Unterſtuͤtzung des Stargard-Poſener Eiſen⸗ 
bahnunternehmens, neben einer Betheiligung der Staatskaſſe an dem auf Fuͤnf 
Millionen Thaler angenommenen Aktienkapitale der unterm 4. Maͤrz 1846. von 
Uns beftätigten Stargard: Pofener Eiſenbahngeſellſchaft, für die 
Zianſen dieſes Aktienkapitales, und zwar zu dem Satze von Drei und Ein Halb 
Prozent, die Garantie des Staates zu gewaͤhren, und wollen demgemaͤß den 
anliegenden Nachtrag zu dem Statute der Stargard-Poſener Eiſenbahngeſell⸗ 
% ſchaft, wie folcher auf Grund der mit Unferm Finanzminiſter gepflogenen Ver: 
handlungen und des Beſchluſſes der Generalverſammlung der ebengedachten 
Geſellſchaft vom 4. Februar 1847. feſtgeſtellt worden iſt, hierdurch in allen 
Punkten genehmigen und beſtaͤtigen, indem Wir insbeſondere fuͤr die Zinſen des 
Aktienkapitals von Fuͤnf Millionen Thalern zum Satze von Drei und Ein 
Halb Prozent unter den in dem Nachtrage enthaltenen naͤheren Beſtimmungen 
und Bedingungen die Garantie des Staates hiermit bewilligen. 
Die gegenwärtige Beſtaͤtigungsurkunde ſoll nebſt dem Nachtrage zum 
Statut durch die Geſetzſammlung bekannt gemacht werden. 
Gegeben Berlin, den 8. Maͤrz 1847. 


(J. S.) Friedrich Wilhelm. 
Uhden. v. Duͤesberg. 


Jahrgang 1847. (Nr. 2830.) 28 Nach⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 15. April 1847. 
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Nachtrag 


zum 


Statut der Stargard-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft. 
§. 1. 


De Staat betheiligt ſich bei dem Stargard-Poſener Eiſenbahnunternehmen 
an dem, nach H. 6. des Statuts vom 4. März 1846. vorläufig auf fünf 
Millionen Thaler angenommenen Anlagekapital mit einem Siebentel, in runder 
Summe mit 714,300 Rthlr. Die Aktien des Staates, welche außer Verkehr 
geſetzt werden, haben mit den Privataktien gleiche Rechte. Die nach dem 
Schlußſatze des §. 7. des Statuts nach Berichtigung des vollen Nominalbe— 
trages auszuhaͤndigenden Aktiendokumente werden nach dem anliegenden For— 
mulare ausgefertigt. 

Im Falle der Unzulaͤnglichkeit des obigen Kapitals von 5 Millionen 
Thalern ſoll der Mehrbedarf entweder durch Emiſſion neuer Aktien, oder durch 
Anleihen beſchafft werden und darüber, dem $. 59. Nr. 6. des Statuts gemäß, 
die Generalverſammlung mit Genehmigung des Finanzminiſteriums Beſchluß 
faſſen. Der Schlußſatz des H. 21. des Statuts wird hierdurch abgeaͤndert. 


H. 2. 


Der Staat übernimmt unter den, in den nachfolgenden HH. näher an⸗ 
gefuͤhrten Maaßgaben und Bedingungen eine Zinſengarantie. 


H. 3. 


Vom 1. Januar des, auf die Eroͤffnung der ganzen Bahn folgenden 
Jahres ab, dient der aufkommende Ertrag des Unternehmens, nach Maaß⸗ 
gabe der folgenden Beſtimmungen, zur Verzinſung des Aktienkapitals. 

I. Aus dem aufkommenden Ertrage werden zunachſt die Verwaltungs, 
Unterhaltungs- und Betriebskoſten, ſowie alle ſonſtige, das Unternehmen 
belaſtende Ausgaben beſtritten. 

II. Sodann wird, Behufs der Bildung eines Reſervefonds, zur Beſtreitung 
der Koſten der Erneuerung und Vermehrung des Inventariums, ſowohl 
der Bahn, als der Betriebsmittel, ſowie zur Deckung der in außerordent- 
lichen Fällen nöthigen Ausgaben, aus dem Ertrage jährlich ein Betrag 
vorweggenommen. Derſelbe muß jaͤhrlich mindeſtens ein halbes Prozent 
des Aktienkapitals erreichen, und kann, bei ſich ergebendem Beduͤrfniſſe, 
unter Zuſtimmung des Königlichen Finanzminiſteriums von den Vorſtaͤn— 
den noͤthigen Falles auch uͤber dieſen Betrag hinaus erhoͤht werden. 
Doch darf ſich der, auf vorſtehende Art angeſammelte Beſtand des Re— 
ſervefonds nicht hoͤher, als Zehn Prozent des Aktienkapitals belaufen. 
Der nach Abzug der unter I. und II. gedachten Beträge fich ergebende 
Reſt bildet den Reinertrag. Derſelbe wird vorbehaltlich des, nach $. 6. 
dem Staate zufallenden, Antheils auf ſaͤmmtliche Staats- und Dr 

Aktien 


II 


— 
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Aktien vertheilt. Der $. 15. des Statuts vom 4. März 1846. wird 

hierdurch abgeaͤndert. 

H. 4. 

Für den Fall, daß dieſe Dividende ($. 3. III.) nicht drei und einen hal⸗ 
ben Thaler für jede Aktie zu 100 Rthlr. ergeben ſollte, wird das daran Feh— 
lende aus der Staatskaſſe zugeſchoſſen. 

Der Staat iſt zur Leiſtung des hiernach zu gewaͤhrenden Zuſchuſſes un⸗ 
bedingt verpflichtet, ſolange nicht ſaͤmmtliche Privataktien feiner Seits erwor⸗ 
ben find. (F. 8.) 


§. 3. 
Mit jeder Aktie werden fuͤr eine angemeſſene Zahl von Jahren Divi⸗ 
dendenſcheine ausgereicht, welche mit einem Kontrollzeichen des Finanzmini⸗ 
fterit verſehen und nach Ablauf des letzten Jahres durch neue erſetzt werden. 


$. 6. 


Wenn der Reinertrag ($. 3. III.) ſich auf mehr als Fünf Prozent des 
Aktienkapitals belaͤuft, ſo faͤllt von dieſem Ueberſchuſſe uͤber fuͤnf Prozent der 
dritte Theil dem Staate zu, um, nach ſeinem Ermeſſen, zur Ausgleichung 
etwaniger Zuſchuͤſſe (H. 4.), oder zur Erwerbung von Privataktien nach dem 
Tageskurſe zu dienen. 


. 

Sollte der Staat in Folge der von ihm uͤbernommenen Zinsgarantie 
(F. 4.) genoͤthigt fein, in fünf auf einander folgenden Jahren einen Zuſchuß 
zu leiſten, oder ſollte, nach Ablauf der drei erſten Jahre von Eroͤffnung der 
anzen Bahn angerechnet, der Zuſchuß in einem Jahre mehr als ein und einen 
3 Thaler auf jede Aktie zu 100 Rthlr. betragen, ſo ſteht demſelben die 
Befugniß zu, die Adminiſtration und den Betrieb der Bahn ſeiner Seits zu 
uͤbernehmen. Im Falle der Geltendmachung dieſer Befugniß iſt der Staat 
hinſichtlich der Verwaltung keinerlei Beſchraͤnkungen von Seiten der Geſell— 
ſchaft unterworfen; dagegen iſt er verpflichtet, vollſtaͤndige Rechnung zu legen 
und den aufkommenden Reinertrag, reſp. die Zuſchuͤſſe, welche nach H. 4. zur 
Ergaͤnzung der Dividende zu leiſten ſind, nach eben den Beſtimmungen, welche 
für die eigene Adminiſtration der Geſellſchaft gelten, den Aktionairen zukommen 
zu laſſen. 

1 bei dieſer Adminiſtration von Seiten des Staats in drei hinter 
einander folgenden Jahren die Dividende jaͤhrlich mehr als 33 Kthlr. für jede 
Aktie betragen hat, iſt die Geſellſchaft berechtigt, die Verwaltung wieder zu 
uͤbernehmen. 8. 8. 


Die Privataktien werden durch allmaͤhlige Einloͤſung nach dem Nenn⸗ 
werthe vom Staate erworben und amortiſirt. Zur Amortiſation werden vom 
Staate, und zwar von dem auf die Eröffnung der ganzen Bahn von Star— 
gard nach Poſen folgenden Jahre ab jaͤhrlich verwendet: 

(Nr. 2830.) 28* 1) Die 


— 180 — 


1) Die Dividenden, welche auf das vom Staate uͤbernommene Siebentel 
der Aktien fallen, 

2). die Dividenden der amortiſirten Aktien, welche an dem Ertrage ferner 

Theil nehmen. 


H.. 

Die Auslooſung der auf vorgedachte Weiſe (F. 8.) nach dem Nenn: 
werthe jaͤhrlich einzuloͤſenden Aktien, findet am 1. Juli jeden Jahres Statt, 
und zwar zundchft am 1. Juli desjenigen Jahres, welches auf die Eröffnung 
der ganzen Bahn von Stargard nach Poſen folgt. Sie geſchieht in Gegen— 
wart eines Koͤniglichen Kommiſſarius und zweier Mitglieder des Direktoriums 
und eines Notars, welcher das Protokoll uͤber die Verhandlung fuͤhrt. Die 
Nummern der ausgelooſten Aktien werden drei Mal oͤffentlich bekannt gemacht, 
und es wird zugleich beſtimmt, an welchem Tage des Dezembers deſſelben 
Jahres die Kapitalbetraͤge gegen Ablieferung der Aktien und der nach dem 
2. Januar des folgenden Jahres faͤllig werdenden Dividendenſcheine erhoben 
werden koͤnnen. 

Der Inhaber einer ausgelooſten Aktie ſcheidet mit dem Ablauf desjeni— 
gen Jahres, in welchem die Auslooſung Statt gefunden hat, aus der Geſell— 
ſchaft aus, und es gehen von dieſem Zeitpunkte ab ſeine Rechte durch die Aus— 
looſung an den Staat über. 

Die Nummern der ausgelooſten Aktien, welche in Folge der Bekanntma— 
chung nicht zur beſtimmten Zeit vorgezeigt werden möchten, werden jahrlich 
waͤhrend zehn Jahre von dem Direktorium, Behufs Empfangnahme der Zah— 
lung, oͤffentlich aufgerufen. Diejenigen Aktien, welche nicht innerhalb eines 
Jahres nach dem letzten öffentlichen Aufruf zur Einloͤſung vorgezeigt werden, 
ſind werthlos, welches alsdann von dem Direktorium, unter Angabe der Num— 
mern der werthlos gewordenen Aktien öffentlich zu erklaͤren if. Die Koſten 
des Verfahrens werden aus dem Kapitalbetrage fuͤr dieſe Aktien entnommen 
und der Ueberſchuß wird zu Unterſtuͤtzungen fir das bei der Bahn angeftellte 
Perſonal verwendet. 940 


Sobald ſaͤmmtliche Privataktien vom Staate erworben ſind, wird die 
Bahn und das Betriebsmaterial nebſt dem geſammten Zubehör, dem Reſerve— 
fonds und ſaͤmmtlichen Aktivis und Paſſivis Eigenthum des Staats. 


1. 


Zur Wahrnehmung der Rechte des Staats und zur Vertretung derſel— 
ben wird vom Finanzminiſterum ein, vom Staate zu beſoldender, Kommiffa- 
rius ernannt, welcher nicht Aktionair zu ſein braucht. Derſelbe vertritt den 
Staat in der Generalverſammlung, in dem Direktorium und dem Verwaltungs 
rathe. Er iſt zu dem Behufe ſowohl Mitglied des Direktoriums als des Ver— 
waltungsraths. 

er Staat behaͤlt ſich das Recht vor, ihm den Vorſitz im Direktorium 

und im Verwaltungsrath zu uͤbertragen und kann deſſen Rechte auch durch 
einen Stellvertreter wahrnehmen laſſen. 

Die 
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Die Zahl der nach $$. 33 —36. und H. 46. des Statuts zu er waͤhlen⸗ 
den Mitglieder des Direktoriums und des Verwaltungsraths vermindert ſich 
demgemaͤß um eins. 


$. 12. 


Dem Kommiſſarius des Staats ſteht in jeder Generalverfammlung ein 
Siebentel der eſammten Stimmen zu, ſo daß alſo das Stimmrecht des Staats 
dem ſechsten Theil der durch die ſaͤmmtlichen uͤbrigen anweſenden Aktionaire 
vertretenen Stimmen gleich iſt. Dies Stimmrecht erhoͤht ſich jedoch in dem 
Maaße, als die nach H. 8. eingelöften Aktien in den Beſitz des Staats über: 
gehen, und zwar, nach der Erwerbung jedes Siebenten Theils, jedes Mal um 
ein Zwoͤlftheil, ſo daß ihm ſtatt des Sechstheils nach Amortiſation 

a) des erſten Siebentheils: ein Viertel, 


b) des zweiten : - Drittel, 
c) des dritten E fünf Zwölftel, 
d) des vierten E ein Halb, 


e) des fünften ſieben Zwoͤlftel 
der Stimmenzahl der uͤbrigen anweſenden Aktionaire, mithin im Falle ad a. , 
ad b. u, ad c. Ar, ad d. 5, ad e. 4% der geſammten Stimmen, einfchließ- 
lich der ſeinigen zuſtehen. Bei Berechnung dieſer Stimmenzahl wird nur 
eine, durch die reſp. Quote theilbare Summe der Stimmenzahl der uͤbrigen 
Aktionaire beruͤckſichtigt. > 


$. 13. 

Dem Königlichen Finanzminiſterium bleibt die Betätigung 

a) der höheren techniſchen Beamten, einfchließlich der Abtheilun 8⸗Ingenieure, 

b) des erſten Adminiſtrativbeamten und feines etwanigen Subſtituten, auch 
wenn dieſelben nach $$. 33. und 34. des Statuts vom 4. März 1846. 
Mitglieder des Direktoriums ſind, 

c) des erſten Kaſſenbeamten, 

vorbehalten. 

Die bereits angenommenen Beamten bleiben jedoch nach Maaßgabe der 
mit ihnen abgeſchloſſenen Dienſtvertraͤge in Funktion. Die Bedingungen der 
Entlaſſung der vorgedachten Beamten find unter Genehmigung des Königlichen 
Finanzminiſteriums feſtzuſetzen. f 


§. 14. 


Alle, dieſen nachtraͤglichen Beſtimmungen entgegenſtehende Vorſchriften 
des Statuts vom 4. Maͤrz 1846. werden hierdurch abgeaͤndert und beziehungs— 
weiſe aufgehoben. 


(Nr. 28902831. Schema 
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Schema. 
Stargard- Posener Eisenbahngesellschaft, 


gegründet durch notariellen Vertrag vom 27. October 1845., bestaetigt 
von des Koenigs Majestaet am 4. Maerz 1846. Mit einer Zinsgarantie 
Seitens des Staats in dem durch den Allerhöchst bestaetigten Nachtrag 
zum Statut vom ien 184 festgesetzten Umfange. 


Actie = 
über 100 Thaler Preufs. Courant. 


Die Zahlung ist mit Einhundert Thalern geleistet worden. Der 
Inhaber hat alle statutenmaelsigen Rechte und Pflichten. 
Stettin, den ten 184 


Dineciorium der Stargard-Posener Kisenbahngesellschaft. 


(Nr. 2831.) Geſetz über die Errichtung von Handelsgerichten. Vom 3. April 1847. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

verordnen uͤber die Errichtung von Handelsgerichten fuͤr diejenigen Theile 

Unſerer Monarchie, in welchen das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine 

Gerichtsordnung Geſetzeskraft haben, auf den Antrag Unſeres Staatsmini— 

ſteriums und nach vernommenem Gutachten Unſeres Staatsraths, was folgt: 


RR 
1. Errichtung An jedem Orte, wo wegen eines bedeutenden Handels- oder Schiffahrts— 
wer N verkehrs ein Beduͤrfniß zu einem Handelsgericht obwaltet, ſoll, wenn die dor— 
BERN, tige Kanfmannſchaft oder Handelskammer darauf anträgt, ein ſolches Gericht, 
nach Einholung Unſerer beſonderen Genehmigung, errichtet werden. 


. 

Auch die Kommerz: und Ad miralitaͤtskollegien zu Königsberg und Dan— 
zig, ſowie die für Handelsſachen beſtehenden Gerichtsdeputationen zu Stettin, 
Elbing und Memel ſollen, wenn die dortigen Kaufmannſchaften darauf antra⸗ 
gen, zu Handelsgerichten umgeſtaltet werden. 


$. 3. 

Die Koſten der Errichtung und Unterhaltung der Handelsgerichte wer— 
den aus Staatsmitteln beſtritten; die Beſchaffung und Unterhaltung der fuͤr 
ein ſolches Gericht erforderlichen Geſchaͤftsraͤume, wo dieſelben in dem Orts— 
gerichtsgebaͤude nicht gewaͤhrt werden koͤnnen, liegt jedoch dem Handelsſtande 
des Bezirks ob, fuͤr welchen das Handelsgericht beſtimmt iſt. = 

a 


— 183 — 
H. 4. 


Das Handelsgericht iſt fuͤr die ihm uͤberwieſenen Rechtsangelegenheiten u. Organi⸗ 


(5. 1820.) Gericht erſter Inſtanz; und zunaͤchſt dem Landes⸗Juſtizkollegium 
untergeordnet. Auch eximirte Perſonen ſind dem Handelsgerichte unterworfen. 
H. 5. 

Jedes Handelsgericht beſteht aus einem rechtsverſtaͤndigen Direktor nebſt 


zweien rechtsverſtaͤndigen Mitgliedern und mindeſtens vier Mitgliedern, welche 
dem Handelsſtande angehoͤren. 


H. 6. 


ſation der 
Handelsge⸗ 
richte. 


Der Direktor des Handelsgerichts wird in Verhinderungsfaͤllen durch 


das aͤlteſte rechtsverſtaͤndige Mitglied vertreten. 

Die Vertretung der uͤbrigen rechtsverſtaͤndigen Mitglieder erfolgt durch 
ein= für allemal dazu ernannte Mitglieder des Ortsgerichts. ft die Reihe: 
folge, in der dieſelben zuzuziehen ſind, bei der Ernennung nicht beſtimmt, ſo 
bleibt die Auswahl unter ihnen dem Dirigenten des Ortsgerichts uͤberlaſſen. 

Fuͤr die Mitglieder aus dem Handelsſtande wird eine gleiche Anzahl von 
Vertretern beſtellt, und durch die Ernennung der Einzelnen zum erſten, zwei⸗ 
ten x. Stellvertreter, die Reihefolge beſtimmt, in welcher dieſelben in Verhin⸗ 
derungsfaͤllen eintreten ſollen. 


8 

Der Direktor und die rechtsverſtaͤndigen Mitglieder eines Handelsgerichts 
beduͤrfen derſelben Qualifikation, welche der Direktor und die Mitglieder des 
Ortsgerichts beſitzen muͤſſen. Ihre Anſtellung, ſowie die der Subaltern- und 
Unterbeamten erfolgt in derſelben Weiſe, wie die der Beamten des Orts— 
gerichts. 

§. 8. 

Die Mitglieder aus dem Handelsſtande und deren Stellvertreter muͤſſen 
zur Uebernahme eines obrigkeitlichen Amtes uͤberhaupt geeignet, mindeſtens 
dreißig Jahre alt ſein und ſeit fuͤnf Jahren ſelbſtſtaͤndig Handel treiben, oder 
ſolchen fruͤher mindeſtens fuͤnf Jahre lang ſelbſtſtaͤndig betrieben haben und 
nicht etwa zur Zeit ein anderes Gewerbe treiben. 


1 

Die dem Handelsſtande angehoͤrenden Mitglieder und deren Stellvertre⸗ 

ter werden durch die angeſehenſten Handeltreibenden des Bezirks, fuͤr den 
das Handelsgericht beſtimmt iſt, erwaͤhlt. Die Waͤhler, deren Zahl nicht 
weniger als 25 und nicht mehr als 60 betragen darf, ernennt die Regierung. 
Zur Gultigkeit der Wahl, welche. für jede Stelle beſonders erfol en muß, iſt 
die abſolute Stimmenmehrheit der in dem Termine anweſenden Wähler erfor: 
derlich. Ergiebt ſich bei der erſten Abſtimmung keine abſolute Mehrheit, ſo iſt 
der Wahlakt zu wiederholen; ſtellt ſich auch bei der zweiten Abſtimmung eine 
abſolute Mehrheit nicht heraus, ſo ſind diejenigen beiden Kandidaten, in: 
(Nr. 2831.) er 
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der zweiten Abſtimmung die meiſten Stimmen erhalten haben, auf eine engere 
Wahl zu bringen. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 


$. 10. 


Die Wahlhandlung wird durch einen von der Regierung zu ernennenden 
Kommiſſar geleitet. Die Regierung theilt das Wahlprotokoll mit den Erinne⸗ 
rungen, welche ſie etwa dagegen zu machen hat, dem Landes-Juſtizkollegium 
mit, welches, wenn die Wahl vorſchriftsmaͤßig geſchehen iſt und die Gewaͤhl— 
ten gehörig qualiſizirt find, bei dem Juſtizminiſter deren Beſtaͤtigung nachſucht 
1 ſolche erfolgt iſt, die Vereidigung und Einfuͤhrung derſelben ver⸗ 
anlaßt. 

§. 11. 


Die Amtsdauer der Mitglieder aus dem Handelsſtande und ihrer Stell— 
vertreter wird auf ſechs Jahre beſtimmt; doch ſoll der Wechſel derſelben nicht 
mit einem Male, ſondern nach und nach in gleichen Zeitabſchnitten erfolgen, 
und zu dem Ende von den zuerſt Erwaͤhlten ein Theil ſchon waͤhrend der erſten 
ſechs Jahre ausſcheiden. Die naͤheren Beſtimmungen uͤber dieſen Wechſel der 
Mitglieder bei den einzelnen Handelsgerichten bleiben den Reglements fuͤr die— 
ſelben vorbehalten. 


Die Ausſcheidenden koͤnnen wiedererwaͤhlt werden. 
$. 12. 


Scheidet ein dem Handelsſtande angehoͤrendes Mitglied vor Ablauf fei- 
ner Amtszeit aus, ſo tritt fuͤr die uͤbrige Dauer dieſer Zeit ein Stellvertreter 
ein ($. 6.). 

$. 13. 


Die dem Handelsſtande angehoͤrenden 1 haben waͤhrend der 
Dauer ihres Amts, in Beziehung auf daſſelbe, die echte und Pflichten richter— 
licher Beamten; die Suspenſion vom Amte und die Entfernung aus demſelben 
tritt daher bei einem ſolchen Handelsrichter in denſelben Faͤllen ein, in welchen 
ſie bei anderen richterlichen Beamten ſtattfindet, außerdem aber auch alsdann 
1) wenn uͤber ſein Vermoͤgen Konkurs eroͤffnet iſt; 
2) wenn er ſich für zahlungsunfaͤhig erklärt hat; 
3) wenn ihm durch einen Beſchluß der Stadtverordneten oder durch richter 
liches Urtheil das Buͤrgerrecht entzogen iſt; 
4) wenn ihn die kaufmaͤnniſche Korporation oder die Handelskammer durch 
einen Beſchluß ſuspendirt oder ausgeſchloſſen hat; 
5) rar DR richterliches Urtheil der kaufmaͤnniſchen Rechte verluftig 
erklaͤrt iſt. 
In dieſen Faͤllen (Nr. 1. bis 5.) iſt der Direktor des Handelsgerichts 
befugt, dem zu Suspendirenden die Ausuͤbung des Amts vorlaͤufig zu unter⸗ 
ſagen; er muß aber hiervon ſofort dem Landes⸗Juſtizkollegium Bericht erſtatten. 


. 
Die Mitglieder aus dem Handelsſtande verwalten ihr Amt als ein 1 


2 
- 
2 
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beſoldetes Ehrenamt; die durch Erledigung einzelner Aufträge veranlaßten baa⸗ 
ren Auslagen werden ihnen erſtattet. 


$. 15. 

Die Vorſchriften des $. 385. Titel 11. Theil I. und der $$. 1939. und 
2364. Titel 8. Theil II. des Allgemeinen Landrechts ſollen auf die dem Han⸗ 
delsſtande angehörenden Mitglieder der Handelsgerichte keine Anwendung fin⸗ 
den; dieſe Beamte ſind aber gleich allen anderen Richtern verpflichtet, ich in 
den Rechtsſachen, bei deren Entſcheidung ſie ein perſoͤnliches Intereſſe haben, 
jeder Mitwirkung zu enthalten. 

$. 16. 

An den Beſchluͤſſen des Handelsgerichts nehmen die Mitglieder aus dem 
Handelsſtande, gleich den rechtsverſtaͤndigen Mitgliedern, mit unbeſchraͤnktem 
Stimmrecht Theil. N 

TR 


| Die für einzelne Zweige des Handels- oder Schiffahrts-Verkehrs etwa 
noch beſonders erforderlichen Sachverſtaͤndigen werden vom Handelsgerichte 
ernannt, und koͤnnen ein fuͤr allemal vereidigt werden. 


§. 18. 
Zur Kompetenz der Handelsgerichte gehören alle Streitigkeiten aus Han⸗ Be Kumpe- 
delsgeſchaͤften, welche zwiſchen Handeltreibenden geſchloſſen find. Handel 
richte. 
H. 19. 


Den Handelsgerichten werden ferner, ohne Unterſchied, ob die Parteien 
Handeltreibende ſind oder nicht, die Streitigkeiten aus folgenden Rechtsverhaͤlt⸗ 
niſſen uͤberwieſen: 

1) aus Verträgen über Bodmerei und im Nothhafen kontrahirte Schulden; 

Y aus Schiffs ⸗, Bodmerei⸗, Fracht- und Waarenverſicherungen gegen 
Waſſers- oder Feuersgefahr; 

3) aus Verträgen über Erbauung, Reparatur, Ausrüftung, Erwerb, Ver⸗ 
pfaͤndung oder Miethung von Seeſchiffen, und allen andern zur Fracht⸗ 
ſchiffahrt beſtimmten Schiffsgefaͤßen; 8 

4) aus dem Verhaͤltniſſe der Schiffsrheder, des Schiffers und der Schiffs⸗ 
mannſchaft zu einander; 

5) aus allen Frachtgeſchaͤften im Handelsverkehre bei Sendungen zu Waſſer 
oder zu Lande, desgleichen bei Seeſchiffen aus dem Verhaͤltniſſe des 
Rheders und des Schiffers zu den Schiffspaſſagieren; ; 

6) über Anſpruͤche auf Bergegelder, Vergütungen an Haverei⸗ oder See⸗ 
ſchaͤden, wegen An- oder Ueberſegelns, Antreibens und Stoßens der 
Seefchiffe, und aller andern zur Frachtſchiffahrt beſtimmten Schiffs⸗ 
gefaͤße; ö 

7) aus Sozietätsvertraͤgen zu Handels-, Fabrik-, Manufakturunternehmun⸗ 
gen, waͤhrend der Dauer und bei oder nach Auflöſung der Sozietaͤt; 

8) uͤber das Recht zur Fuͤhrung einer De Handelsfirma; 


Jahrgang 1847. (Nr. 2831.) 9) aus 
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9) aus dem Verhaͤltniſſe der Handeltreibenden zu ihren Agenten, Faktoren, 
Disponenten, Gehuͤlfen und Lehrlingen; ferner N 

10) Klagen gegen Agenten, Faktoren oder Disponenten aus Handelsgeſchaͤf— 
ten, welche ſie in dieſer Eigenſchaft geſchloſſen haben, ſowie gegen Hand— 
lungsdiener oder Lehrlinge aus Handelsgeſchaͤften, die von denſelben fuͤr 
ihren Prinzipal vorgenommen ſind; 

11) Klagen, welche gegen Maͤkler, Dispacheurs, Schiffsabrechner, Guͤter— 
Beſtaͤtiger, desgleichen gegen Waͤger, Meſſer, Braker, Schauer, Stauer 
und uͤberhaupt alle diejenigen, welche die Quantitaͤt oder Qualitaͤt von 
Waaren oder deren richtige Verpackung oͤffentlich zu beglaubigen haben, 
aus den Berufsgeſchaͤften dieſer Perſonen angeſtellt werden; 

12) Klagen aus rechtskraͤftigen Handelsgerichts-Erkenntniſſen. 

$. 20, 
Vor die Handelsgerichte gehören ferner: 

1) die öffentlichen Aufgebote 
a) geſtrandeter oder ſeetriftiger Guͤter; 

b) verlorner Schiffsurkunden; 

c) unbekannter Glaͤubiger von Sozietaͤts- oder andern kaufmaͤnniſchen 
Handlungen, ſowie von ſolchen Aktiengeſellſchaften, welche auf Gewerbe— 
oder Handelsunternehmungen gerichtet find ($$.537—539, und H. 683. 
Tit. 8. Theil II. des Allgemeinen Landrechts); 

2) die Ausfuͤhrung der, entweder von den Handelsgerichten ſelbſt, oder von 
andern Gerichten, verfuͤgten Arreſte auf Seeſchiffe und andere zur Fracht— 
ſchiffahrt beſtimmten Schiffsgefaͤße; auf deren Ladung, ſowie auf die 
Perſon, die auf dem Schiffe befindlichen Effekten, und die Heuer des 
Schiffers und der Schiffsmannſchaft (§§. 1409 — 1419. Tit. 8. Theil II. 
des Allgemeinen Landrechts); 

3) die General-Moratorienſachen der Handeltreibenden; 

4) die Verhandlungen und Entſcheidungen uͤber die von Handeltreibenden 
nachgeſuchten Rechtswohlthaten der Guͤterabtretung und der Kompetenz; 

5) die Konkurs- und erbſchaftlichen Liquidationsprozeſſe über das Vermoͤgen 
und den Nachlaß Handeltreibender; 

6) die Konkursprozeſſe über Seeſchiffe (F. 681. ff. Tit. 50. Thl. I. der 
Allgemeinen Gerichts ordnung); 

7) die Subhaſtationen von Schiffen ($. 1. Nr. 3. der Verordnung vom 
4. Maͤrz 1834.). ’ 

§. 21. 


Aus einem Handelsgeſchaͤfte, welches zwiſchen einem Handeltreibenden 
und einer dem Handelsſtande nicht angehoͤrenden Perſon geſchloſſen iſt, kann 
der Handeltreibende auch bei dem Handelsgerichte belangt werden. 

8 
Den Handeltreibenden ($$. 18—21.) werden diejenigen Aktiengeſellſchaf— 
ten gleichgeachtet, welche auf Gewerb- oder Handels-Unternehmungen ge— 


richtet ſind. 


$. 23. 
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$. 23. 
f Zwiſchen den Handelsgerichten und anderen Gerichten iſt eine freiwil⸗ 
lige Prorogation des Gerichtsſtandes zulaͤſſig. Die Vorſchrift des §. 161. 


Tit. 2, Theil I. der Allgemeinen Gerichtsordnung findet demnach auf ſie keine 
Anwendung. 9. 24 


Bei Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche auf den Han- 
dels⸗ oder Schiffahrts⸗-Verkehr Bezug haben, hängt es von der Wahl der In⸗ 
tereſſenten ab, ob ſie dieſelben bei dem Handelsgerichte oder bei einem anderen 
Gerichte, oder ſoweit dies zulaͤſſig iſt, bei einem Notar vornehmen wollen. 

Ausſchließlich vor die Handelsgerichte gehoͤren jedoch die nicht ſtreitigen 
Strandungs-, Haverei- und Nothhavelungsſachen, ſowie die Ausfertigung der 
Schiffspaͤſſe, Beylbriefe, Zertifikate, Seeproteſte und Verklarungen der 
Schiffsleute. 

F. 23. 

Die Handelsgerichte haben bei ihrem Verfahren dieſelben Vorſchriften IV den en 
zu befolgen, welche fuͤr die ordentlichen Gerichte verbindend ſind, namentlich 2 
auch die Verordnung uͤber das Verfahren in Zivilprozeſſen vom 21. Juli ten. 
1846, jedoch unter Beachtung der nachſtehenden beſonderen Beſtimmungen. 


H. 26, 


Die Handelsgerichte haben ſich die Vermittelung von Vergleichen zur 
beſondern Aufgabe zu machen. Sie ſind befugt, in jeder Lage des Prozeſſes, 
auf den Antrag einer Partei, oder auch von Amtswegen, die Parteien zum 
Verſuch einer guͤtlichen Beilegung des Streits vor eine Kommiſſion des Ge— 
richts zu verweiſen. 55 

§. 27. 


Die Handelsgerichte ſind ermaͤchtigt eximirte Perſonen unmittelbar als 
Zeugen vorzuladen und durch die geſetzlichen Zwangsmittel zum Erſcheinen 
anzuhalten. 


§. 28. 


Hat der Verklagte einen Theil der Forderung anerkannt, ſo iſt hieruͤber 
ſofort die Agnitions⸗Reſolution abzufaffen, und der Prozeß nur wegen des be— 
ſtrittenen Theils fortzuſetzen. 


$. 9. 


._ In denjenigen Fällen, in welchen nach allgemeinen Vorſchriften Erkennt⸗ 
niffe, ungeachtet der dagegen eingelegten Rechtsmittel vollſtreckt werden koͤnnen, 
ſind auch die Erkenntniſſe der Handelsgerichte vollſtreckbar. 

Aber auch in allen übrigen Fällen find die Erkenntniſſe der Handels⸗ 
gerichte, ungeachtet der dagegen etwa zuläffigen Rechtsmittel, in der Art ſo— 
gleich vollſtreckbar, daß auf den Antrag des Klaͤgers, und, nachdem derſelbe 
eine von dem Gerichte zu beſtimmende Kaution beſtellt hat, der Verklagte durch 
Exekution, mit Ausſchluß des Perfonal-Arreftes, angehalten werden muß, nach 

(Nr. 2831.) feiner 
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ſeiner Wahl entweder dem ergangenen Urtheile Genuͤge zu leiſten, oder die 
domi Sache oder Summe zum gerichtlichen Gewahrſam zu geben, oder eine 
vom Gericht feſtzuſetzende Kaution in baarem Gelde, geldwerthen Papieren oder 
ſichern Hypotheken zu beſtellen. Der Werth der Papiere wird hierbei nach 
dem Boͤrſenkurſe am Tage der Depoſition berechnet und die Sicherheit der 
Hypotheken nach den Vorſchriften der $$. 17 — 20. Tit. 47. Thl. I. Allg. Ge⸗ 
richtsordnung beurtheilt. 

Das Handelsgericht kann die von dem Klaͤger beſtellte Kaution herab⸗ 
ſetzen, wenn der Verklagte dem Erkenntniſſe auf andere Art, als durch Zah⸗ 
lung einſtweilen genuͤgt hat. 

$. 30. 

Werden in Folge einer durch das Handelsgericht verfuͤgten Exekution 
Interventions anſpruͤche erhoben, die nicht aus Handelsverhaͤltniſſen entſprungen 
ſind, ſo iſt das Handelsgericht befugt, das Verfahren uͤber dieſe Anſpruͤche an 
das ordentliche Gericht zu verweiſen. 

5 5. „. 

Zur Guͤltigkeit eines handelsgerichtlichen Erkenntniſſes iſt die Theilnahme 
von mindeſtens drei Richtern in allen Faͤllen, namentlich auch in Bagatell⸗ 
ſachen, erforderlich. 9.32 


Wer als kaufmaͤnniſches Mitglied eines Handelsgerichts beſtellt werden 
kann (F. 8.), ſoll vor dem Handelsgerichte als Bevollmaͤchtigter außerhalb des 
Gerichtsorts wohnender Parteien zugelaſſen werden; er darf aber fuͤr dieſe 
Vertretung keine Gebuͤhren, ſondern nur die Verguͤtung baarer Auslagen 
fordern. 


$. 33. 


Soweit vorſtehend nicht etwas Anderes beſtimmt worden iſt, kommen in 
den, den Handelsgerichten uͤberwieſenen Rechtsangelegenheiten die allgemeinen 
geſetzlichen Vorſchriften zur Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 3. April 1847. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Frh. v. Muͤffling. 
v. Savigny. Ühden. v. Duͤesberg. 


Beglaubigt: 
Bode. 


